
ENTWURF
Stand: 21.04.2010

Satzung 

der gemeinnützigen „Stiftung Residenzschloss Braunschweig“

Präambel

Im Zuge der Rekonstruktion des Braunschweiger Residenzschlosses ist neben der Unterbringung städtischer Einrichtungen wie Kulturinstitut, Städtische Bibliothek, Stadtarchiv und Fachbereichsleitung Kultur auch die Realisierung eines "Schlossmuseums" vorgesehen. Das Museum soll durch Dauer- und Wechselausstellungen sowie kulturelle Veranstaltungen die Geschichte, Bedeutung und Gestalt des ehemaligen Braunschweiger Residenzschlosses der Öffentlichkeit vermitteln. 

§ 1

Name, Rechtsform, Sitz und Geschäftsjahr

(1) 
Die Stiftung führt den Namen

 
„Stiftung Residenzschloss Braunschweig“ 

(2) 
Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts.

(3) 
Sie hat ihren Sitz in Braunschweig.

(4) 
Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr.

§ 2

Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung von Kultur, Wissenschaft und Bildung auf dem Gebiete der Erforschung und Vermittlung der Geschichte des alten Landes Braunschweig.

(2) Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

- Betrieb des Schlossmuseums Braunschweig 

- Durchführung von Ausstellungsvorhaben 

- Durchführung von Restaurierungsmaßnahmen 

- Förderung von Forschungsvorhaben und Publikationen 

- Förderung von Projekten zur Stärkung der „Braunschweigischen Identität“


Die Stiftung kann daneben auch  Mittel für andere steuerbegünstigte Körperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts zur Verwirklichung der in Abs. 1 genannten Zwecke beschaffen.

§ 3

Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

(3) Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(4) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst oder durch eine Hilfsperson im Sinne des § 57 Abs. 1 S. 2 AO, sofern sie nicht im Wege der Mittelbeschaffung gemäß § 58 Nr. 1 AO tätig wird. Die Stiftung kann zur Verwirklichung des Stiftungszwecks Zweckbetriebe unterhalten.

§ 4

Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsvermögen ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft. 

(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand dauernd und ungeschmälert zu erhalten und möglichst ertragreich anzulegen. Es kann zur Werterhaltung bzw. zur Stärkung seiner Ertragskraft umgeschichtet werden.

(3) Dem Stiftungsvermögen wachsen alle Zuwendungen der Stifter oder Dritter zu, die dazu bestimmt sind (Zustiftungen). Zur Finanzierung einer anspruchsvollen Ausstattung des Schlossmuseums, weiterer Museumseinrichtungen und Wechselausstellungen sowie weiterer Aktivitäten werden sich die Stifter gemeinsam bemühen, Mittel anderer Stiftungen und weiterer Geldgeber einzuwerben. 

§ 5

Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen

(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und aus Zuwendungen der Stifter oder Dritter, soweit diese nicht ausdrücklich zur Stärkung des Stiftungsvermögens bestimmt sind.

(2) Im Rahmen des steuerrechtlich Zulässigen können Teile der jährlichen Erträge einer freien Rücklage oder dem Stiftungsvermögen zugeführt werden.

(3) Ein Rechtsanspruch Dritter auf Gewährung der jederzeit widerruflichen Förderleistungen aus der Stiftung besteht aufgrund dieser Satzung nicht. 

§ 6

Vorstand

(1) Organ der Stiftung ist der Vorstand.

(2) Der Vorstand besteht aus bis zu 5 Personen. Die Vorstandsmitglieder sollen über besondere Fachkompetenz und Erfahrung im Hinblick auf die Aufgabenerfüllung der Stiftung verfügen. 
(3) Die beiden Stifter benennen jeweils ein Vorstandsmitglied, wobei seitens des Stifters  Stadt Braunschweig von Amts wegen der/die jeweilige Kulturdezernent/Kulturdezernentin Mitglied ist. Daneben gehören dem Vorstand der Direktor der „Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz“ und das geschäftsführende Vorstandsmitglied der Stiftung Nord/LB-Öffentliche an.  Ein weiteres Mitglied kann aus dem Kreise von Großspendern und Zustiftern ab einer Summe von 200.000 € durch den Vorstand in den Vorstand berufen werden. 
(4) Der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz des Vorstandes obliegen den von den Stiftern benannten Vorstandsmitgliedern im jährlichen Wechsel jeweils für ein Geschäftsjahr. Wer im ersten (Rumpf-)geschäftsjahr den Vorsitz wahrnimmt, entscheidet der Vorstand in seiner ersten Sitzung.
(5) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig, Sitzungsgelder dürfen nicht gezahlt werden. Sie haben jedoch Anspruch auf Ersatz der ihnen entstandenen angemessenen Auslagen. Insoweit kann der Vorstand eine der Höhe nach angemessene Pauschale beschließen, die den Betrag der tatsächlich entstandenen Auslagen nicht überschreiten darf.
(6) Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet durch Abberufung der Entsender bzw. mit dem Ausscheiden aus der betreffenden Funktion. Ein Vorstandsmitglied bleibt solange geschäftsführend im Amt, bis ein Nachfolger bestellt ist bzw. feststeht.
§ 7

Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand entscheidet in allen grundsätzlichen Angelegenheiten nach Maßgabe der Satzung in eigener Verantwortung und führt die laufenden Geschäfte der Stiftung. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters und vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Dabei sind zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich zur Vertretung der Stiftung berechtigt. 

(2) Der Vorstand verwaltet die Stiftung im Rahmen des Stiftungsgesetzes nach Maßgabe des Stiftungszwecks und dieser Stiftungssatzung so wirksam wie möglich. Seine Aufgaben sind insbesondere:

· die Verwaltung des Stiftungsvermögens,

· die Verwendung der Stiftungsmittel,

· die Beschlussfassung über den Haushaltsplan, die Jahresrechnung und den Tätigkeitsbericht der Stiftung,

· Einstellung von Mitarbeitern der Stiftung,

· Auswahl des Kurators des Schlossmuseums
Daneben legt der Vorstand die strategischen Belange des Schlossmuseums fest, die fachliche Verantwortung verbleibt dagegen beim Kurator des Schlossmuseums. 

Als strategische Belange des Schlossmuseums sind insbesondere anzusehen: 

· Festlegung der Konzeption für die Benutzungsentgelte

· Festlegung des Konzepts der Dauerausstellung

· Festlegung der Ausstellungsplanung 

· Festlegung baulicher Veränderungen

· Maßgebliche Entscheidungen bei der Umsetzung des Budgets

(3)
Zur Vorbereitung seiner Beschlüsse, der Erledigung seiner Aufgaben und insbesondere der Wahrnehmung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand einen Geschäftsführer bestellen bzw. einen Geschäftsbesorgungsvertrag mit einem Dritten abschließen und Sachverständige hinzuziehen.

§ 8

Beschlussfassung des Vorstandes

(1) Beschlüsse des Vorstandes werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Der Vorstand wird vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter nach Bedarf, mindestens aber dreimal jährlich unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zu einer Sitzung einberufen. Eine Sitzung muss einberufen werden, wenn ein von einem Stifter benanntes Mitglied des Vorstandes dies verlangt.

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung alle Mitglieder anwesend sind. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn niemand widerspricht.

(3) Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Der Vorstand trifft seine Entscheidungen mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern die Satzung nichts Abweichendes bestimmt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des Vorstandes den Ausschlag.
(4) Beschlüsse des Stiftungsvorstandes, die finanzielle Belastungen der Stadt Braunschweig insbesondere im Hinblick auf Gestaltung, Einrichtung, Nutzung oder Unterhaltung des Schlossmuseums mit sich bringen sowie Beschlüsse über Benutzungsentgelte für das Schlossmuseum, kommen nur zustande, wenn das von der Stadt Braunschweig benannte Vorstandsmitglied zustimmt.

(5) Wenn kein Mitglied des Vorstandes widerspricht, können Beschlüsse im schriftlichen, elektronischen oder fernmündlichen Umlaufverfahren gefasst werden.

(6) Über die Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen. Sie sind vom Sitzungsleiter und dem Protokollanten zu unterzeichnen. Sie sind allen Mitgliedern des Vorstandes zur Kenntnis zu bringen.

(7) Der Vorstand kann weitere Regelungen über den Geschäftsgang in einer Geschäftsordnung treffen.

§ 9
Beirat

(1)
Der Beirat setzt sich zusammen aus jeweils einem Vertreter der Landkreise Helmstedt,   Holzminden und Wolfenbüttel sowie jeweils einem Vertreter der Städte Braunschweig und Salzgitter. 
Ferner gehören dem Beirat als Vertreter der althergebrachten Institutionen im früheren Lande Braunschweig jeweils ein Vertreter folgender Institutionen an:

- Braunschweigisches Landesmuseum, 
- Naturhistorisches Museum, 
- Staatstheater Braunschweig, 
- Staatsarchiv Wolfenbüttel, 

- Technische Universität Carolo Wilhelmina, 

- Herzog-August-Bibliothek
- Ritterschaft des ehemaligen Landes Braunschweig
- Herzog Anton Ulrich Museum
- Schlossmuseum Wolfenbüttel

- Evangelisch-Lutherische Landeskirche Braunschweig 


Ferner gehören dem Beirat ein Vertreter des Vereins Braunschweigische Landschaft e.V. sowie des Instituts für Braunschweigische Regionalgeschichte an.

Die betreffenden Einrichtungen sind durch ihre jeweiligen Leiter, und die Gebietskörperschaften durch ihre jeweiligen Hauptverwaltungsbeamten vertreten. Sie können sich in den Beiratssitzungen nicht vertreten lassen.
(2)  Die Mitglieder sind ehrenamtlich tätig. Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. Seine Amtszeit beträgt 4 Jahre. Der Beirat tagt mindestens einmal jährlich und wird vom Vorstand einberufen. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer schriftlicher Ladung mindestens 14 Tage vor der Sitzung mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Er entscheidet mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Die Beschlüsse haben empfehlenden Charakter. Von jeder Sitzung wird eine Niederschrift angefertigt, die vom Vorsitzenden als Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist.
(3)
Der Vorstand gibt dem Beirat einen Bericht über die Arbeit der Stiftung Residenzschloss Braunschweig.

(4)
Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand fachlich in Fragen der Braunschweigischen Landesgeschichte und Museumskunde beratend zu unterstützen und dabei u.a.

· dem Vorstand Anregungen zur Verwirklichung des Stiftungszwecks zu geben, soweit sich dieser auf das alte Braunschweiger Land bezieht,

· Kontakte zu kulturellen Einrichtungen des Landes Niedersachsen zu entwickeln und zu pflegen,

· für Zustiftungen oder Spenden zu werben.

(5)
Der Vorstand kann in den Beirat weitere Persönlichkeiten berufen, die sich durch besondere Spenden oder in anderer Weise besonders um die Stiftung verdient gemacht haben.
§ 10
Satzungsänderung

(1) Der Vorstand kann Änderungen der Satzung beschließen, wenn sie den Stiftungszweck nicht berühren und die ursprüngliche Gestaltung der Stiftung nicht wesentlich verändern oder die Erfüllung des Stiftungszwecks erleichtern.

(2) Beschlüsse über Änderungen der Satzung kommen ohne die Zustimmung der von den Stiftern benannten Vorstandsmitglieder nicht zustande.

(3) Beschlüsse über Änderungen der Satzung bedürfen der Genehmigung der Stiftungsbehörde. Sie sind mit einer Stellungnahme der zuständigen Finanzbehörde anzuzeigen.
§ 11
Zweckerweiterung, Zweckänderung, Zusammenlegung, Auflösung

(1) Der Vorstand kann der Stiftung einen weiteren Zweck geben, der dem ursprünglichen Zweck verwandt ist und dessen dauernde und nachhaltige Verwirklichung ohne Gefährdung des ursprünglichen Zwecks gewährleistet erscheint, wenn das Vermögen oder der Ertrag der Stiftung nur teilweise für die Verwirklichung des Stiftungszwecks benötigt wird.

(2) Der Vorstand kann die Änderung des Stiftungszwecks, die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung oder die Auflösung der Stiftung beschließen, wenn die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich wird oder sich die Verhältnisse derart ändern, dass die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks nicht mehr möglich ist. Die Beschlüsse dürfen die Steuerbegünstigung der Stiftung nicht beeinträchtigen.

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 möglichen Beschlüsse des Vorstandes kommen nur zustande, wenn die von den Stiftern benannten Vorstandsmitglieder zustimmen.

(4) Diese Beschlüsse werden erst nach Genehmigung der Stiftungsbehörde wirksam. Sie sind mit einer Stellungnahme der zuständigen Finanzbehörde anzuzeigen.

(5)
Bei Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist zuvor eine Stellung-


nahme des Finanzamtes zur Steuerbegünstigung einzuholen.

§ 12
Vermögensanfall

Im Falle der Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder beim Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das Vermögen zu gleichen Teilen an

die Stifter (Stadt Braunschweig und Richard Borek Stiftung)

mit der Auflage, es unmittelbar und ausschließlich für selbstlos gemeinnützige und/oder mildtätige/kirchliche Zwecke zu verwenden, die dem Stiftungszweck möglichst nahe kommen.

§ 13
Stiftungsaufsicht, Rechnungslegung und Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der staatlichen Aufsicht nach Maßgabe des jeweils im Lande Niedersachsen geltenden Stiftungsrechts.

(2) Stiftungsbehörde ist das für Inneres zuständige Ministerium des Landes Niedersachsen.

(3) Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über die Angelegenheiten der Stiftung zu unterrichten. Mitteilungen über Änderungen in der Zusammensetzung der Stiftungsorgane, die Jahresrechnung und der Tätigkeitsbericht sind unaufgefordert vorzulegen.

(4) Die Rechnungslegung erfolgt nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung. Der Jahresabschluss ist von einem vom Vorstand bestellten Abschlussprüfer zu prüfen.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Stiftungssatzung tritt mit dem Tage der Anerkennung der Stiftung als rechtsfähig in Kraft.

Braunschweig, den
-----------------------------------

Stadt Braunschweig 

Braunschweig, den
-----------------------------------

Richard Borek Stiftung

